
aufständische Gruppen innerhalb der Region und
von außerhalb einzustellen. Zulässig sei humanitäre
Hilfe, die der Sicherung des Erfolges des Abkom-
mens diene. Irreguläre kämpfende Truppen in der
Region sollten aufgefordert werden, die Waffen
niederzulegen und sich an Wahlen zu beteiligen.
Dies betraf auch die FMLN in El Salvador und die
URNG in Guatemala.

Es sollte ein dringender Aufruf an die internatio-
nale Gemeinschaft ergehen, bei der wirtschaftli-
chen Reaktivierung und der Lösung der Schulden-
frage mitzuhelfen. Die Präsidenten vereinbarten
noch einmal, alles zu tun, um den zentralamerika-
nischen Binnenhandel wiederzubeleben. Die Euro-
päische Gemeinschaft sollte um Unterstützung
hierbei gebeten werden.

Aus den Ergebnissen wurde deutlich, daß sich der
Präsidentengipfel in derTat hauptsächlich mit einer
zentralamerikanischen Lösung des Konfliktfalls Ni-
caragua beschäftigte. Präsident Ortega machte
hierzu weitreichende, aber intern lange vorberei-
tete Konzessionen. Bei befriedigender Verwirkli-
chung wären die innenpolitischen Gründe weitge-
hend fortfallen, mit denen der Contra-Krieg teil-
weise begründet wurde. Verhandlungen mit der
Contra selbst wurden auf dem Gipfel von niemand
ernsthaft gefordert. Damit war die Contra aus zen-
tralamerikanischer Sicht politisch entmündigt.
Von Ende Februar bis Anfang April 1989 ließ die
Regierung von Nicaragua durch Vermittler bei der
Regierung von Honduras sondieren, welche Bedin-
gungen für die Demobilisierung der Contra akzep-
tabel sein würden. Durch die Abwesenheit von di-
plomatischen US-Interventionen wurden zunächst
auch erhebliche Fortschritte in der Erarbeitung ent-
sprechender Texte gemacht. Sobald allerdings die
neue personelle Besetzung des Außenministeriums
der Bush-Regierung im Amt war, versuchte diese,
den Prozeß zu bremsen. Weder durfte das für Mitte
Mai fest terminierte Präsidententreffen im Rahmen
des Esquipulas-Plans stattfinden, noch kam es bis
Anfang Dezember zu irgendeiner anderen Zusam-
menkunft.
In der nicaraguanischen Innenpolitik wurden die im 
Vorjahr begonnenen Konsultationen zwischen Re-
gierung und Opposition im Februar und März fort-
geführt. Es kam allerdings nicht zur Wiederauf-
nahme des nationalen Dialogs, bei dem überwie-
gend in Plenarsitzungen die Regierung mit allen
Oppositionsparteien gemeinsam verhandelt hatte.
Vielmehr wurde das Format der bilateralen Gesprä-
che bevorzugt.
Für die Contra wurde im April 1989 ein Hilfspaket
im Werte von insgesamt 66 Mio. US-Dollar für
zehn Monate im Kongreß der Vereinigten Staaten

verabschiedet. Damit sollten die ca. 10 000 Ange-
hörigen des bewaffneten Widerstandes versorgt
werden, und zwar bis kurz nach den Wahlen in
Nicaragua im Februar 1990.

Trotz dieser Hilfe spielte die Contra keine bedeu-
tende militärische Rolle. Es hielten sich zwar zwi-
schen 1 200 und 3 000 Contrakämpfer zu verschie-
denen Zeiten im Landesinneren auf, ihre Angriffs-
aktionen waren aber zunehmend in den Bereich der
Beschaffungskriminalität zur Sicherung des eigenen
Lebensunterhaltes einzuordnen — wenn auch häu-
fig mit grausamen Folgen, insbesondere für die
überfallene Zivilbevölkerung.
Politisch war die Führung der bewaffneten Contra
in Honduras viel aktiver als die Mitglieder des eher
demokratischen nicaraguanischen Exils in Costa
Rica. Die fundamentalistischen Widerstandsführer
— insbesondere Oberst Bermüdez, Adolfo Calero
und Aristides Sanchez — lobbyierten nicht nur in-
tensiv in Washington für die Contra-Hilfe, sondern
trafen sich auch Mitte April mit Vertretern der
Gruppe von 14 Oppositionsparteien und der nicht
sandinistischen Gewerkschaften in Guatemala. Er-
staunlicherweise waren die Anführer dieser Begeg-
nungsinitiative auf Seiten der internen Opposition
die Generalsekretäre der kommunistischen und so-
zialistischen Parteien (Elf Altamirano und Gustavo
Tablada). Damit bestand faktisch eine Allianz zwi-
schen den konservativen Kräften der „Coordina-
dora Democrätica“ und der alteingesessenen tradi-
tionell-marxistischen Linken.

Bis Mai 1989 stagnierten Versuche der Belegung
und Belebung der politischen Mitte in Nicaragua.
Im Mai begannen die Kontakte zwischen den Kräf-
ten des politischen Exils in Costa Rica (Alfredo
Cesar, Alfonso Robelo, Jose Dävila, Eden Pastora
u. a.) mit Liberalen, Sozialchristen und gemäßigten
Konservativen.

Im April verabschiedete die Nationalversammlung
die von Präsident Ortega beim Präsidentengipfel
versprochene Reform der Wahl- und Medienge-
setze. Die Wahlrechtsreform stieß in breiten Krei-
sen der Opposition auf Ablehnung, wenngleich aus
sehr unterschiedlichen Gründen. Den großen Par-
teien, insbesondere den Liberalen und Konservati-
ven ging die Gleichbehandlung auch der Kleinstpar-
teien mit vielfach unter einem Prozent Wählerpo-
tential bei Parteienfinanzierung, Medienzeit, und
vereinfachter Zulassung zu weit. Für die Kleinst-
parteien hingegen ging die Gleichstellung nicht weit
genug. So wollten sie z. B. auch die absolute
Gleichbehandlung bei der Parteienfinanzierung
ohne Rücksicht auf die bei vorherigen Wahlen er-
rungene Prozentzahl. Sowohl die Regierungspartei
FSLN als auch die Mehrheitsfraktion der Konserva-



tiv-Demokratischen Partei PCD widersetzten sich
weiteren Konzessionen gegenüber den anderen
19 Parteien vor dem Hintergrund, daß die FSLN
und die PCD zusammen bei den letzten Wahlen
1984 rund 81 Prozent der gültigen Stimmen auf sich
vereinigen konnten.

Im praktischen Verhalten der Parteien zeigte sich,
daß sie den neuen gesetzlichen Rahmen annahmen.
Dazu gehörten insbesondere die erleichterten Mög-
lichkeiten der offiziellen Registrierung von politi-
schen Parteien beim Nationalen Parteienrat CNPP.
Dies führte zur weiteren Zersplitterung der Par-
teienlandschaft durch Neugründung bzw. Register-
eintrag vieler Parteien.

Weitgehend abgelehnt von der Opposition, und
zwar besonders von den ihr nahestehenden Medien,
wurde das neue Mediengesetz. Obwohl die Zensur
und die zeitweilige Schließung von Medien als
Strafmaßnahmen abgeschafft wurden, fühlte sich
vor allem die Zeitung „La Prensa“ von dem Recht
auf Gegendarstellung gestört. Die Regierung hin-
gegen behauptete, daß dieses Gesetz liberaler sei

als die vergleichbaren Bestimmungen in den Nach-
barländern.

In der Diskussion um die gesetzgeberischen Re-
formvorhaben wurde der Ton der politischen Aus-
einandersetzung auch für langjährige Beobachter
zunehmend weniger erträglich. Fundamentalisti-
sche Kreise der Opposition, besonders die Tages-
zeitung „La Prensa“, nannten das Mediengesetz
„nazifaschistisch“. Der Journalist dieser Zeitung
und liberale Parlamentsabgeordnete Joaquin Mejia
nannte die Nationalversammlung nach der letzten
Lesung der Reformgesetze einen „somozistischen
Schweinestall".

Präsident Ortega beschimpfte seinerseits „La
Prensa“ als Zeitung der „somozistischen National-
garde“, weil dieses Blatt sämtliche zu Gefängnis-
strafen verurteilten Nationalgardisten für unschul-
digerklärte. Am Mittwoch, dem 26. April 1989 ver-
brannten Journalisten der Opposition das neue Me-
diengesetz auf der Straße vor der Nationalver-
sammlung. Insgesamt dominierte die Sprache der
Scharfmacher beider Seiten die politische Ausein-
andersetzung bereits im April 1989.

IV. Vorwahlzeit und Wahlkampf
1. Abiaufplanung und kandidierende Parteien

Im Prinzip waren die Daten und Modalitäten der
Wahlen durch die Gesetzgebung und die Vorarbei-
ten des Obersten Wahlrates als Verfassungsorgan
frühzeitig gegen Ende des ersten Halbjahres 1989
festgelegt. Trotzdem drängten die 14 Parteien in
der Oppositionskoalition UNO (Union Nacional
Opositora) die Contra-Führung und ihre ausländi-
schen Freunde auf Nachbesserung. Am 3. und
4. August 1989 fand deshalb in einer dramatischen
Marathon-Sitzung der „Nationale Dialog“ zwischen
der Regierung und den Oppositionsparteien statt.

Nach Erreichung von Vereinbarungen zur Nutzung
des Fernsehens für Wahlpropaganda, zur Registrie-
rung von Wählern und zur Beteiligung der Parteien
an der Wahlkontrolle und -auszählung war damit
der Weg frei zur Teilnahme aller Parteien an der
Wahl. Gerade der Selbstausschluß der dann außer-
parlamentarischen Opposition von den Wahlen
1984 hatte seinerzeit der Reagan-Administration
zur Delegitimierung der ersten freien Wahlen nach
dem Fall der Somoza-Diktatur gedient. Insofern
war das Ergebnis des Nationalen Dialogs entschei-
dend für die allseitige Anerkennung der Ergebnisse
des Urnenganges vom 25. Februar 1990. Die nun-
mehr fest vereinbarte Ablaufplanung hatte fol-
gende wesentlichen Fixpunkte:

— Bis Ende September 1989: Einschreibung von
Kandidat(inn)en für die Ämter von Präsident und
Vizepräsident und für die Nationalversammlung.

— 1., 8., 15. und 22. Oktober: Einschreibung der
Wähler in die Register. Angesichts fehlender Ein-
wohnermeldesysteme und Personalausweise war
dies die zentrale administrative Maßnahme zur Si-
cherung korrekter Wahlen.

— 31. Oktober: Letzter Tag für die Einschreibung
von Gemeinderatskandidaten.

— 6. November: Auslosung der Plätze der Parteien
und Allianzen auf den Wahlzetteln.

— 4. Dezember: Eröffnung der offiziellen Wahl-
kampfperiode.

— 25. Februar: Wahltag.

— 25. April: Amtseinführung der siegreichen Kan-
didaten.

Nach der Festlegung von Modalitäten und Ablauf-
planung im gegenseitigen Einvernehmen stellten
sich folgende Parteien und Allianzen zur Wahl:

— Frente Sandinista de Liberaciön Nacional (Re-
gierungspartei).
— Union Nacional Opositora: Oppositionsallianz,
bestehend aus 14 Parteien, nämlich den liberalen



PLI, PLC, PALI; den christdemokratischen
PDCN, PAN, PPSC; den konservativen APC,
PNC, ANC, PSD; den alten und neuen kommuni-
stischen Parteien PSdeN und PCdeN; der föderalen
PIAC und der MDN.

— Weitere acht Parteien, die einzeln antraten, dar-
unter die konservativen PCD (zweitstärkste Partei
bei den Wahlen 1984) und PSOC; die liberale
PLUN; die christdemokratische PSC; die linken
MAP-ML, PRT, MUR; die föderalistische
PUCA.

Aus einer zersplitterten politischen Landschaft mit
23 Parteien blieben so zehn Kandidatenlisten auf
dem Wahlzettel übrig.

2. Wahlbeobachtung

Die hohe Qualität der Organisation der Wahlen in
Nicaragua hatte auch mit der intensiven Wahlbeob-
achtung zu tun. Von Anfang an luden die Regie-
rung und der für die Durchführung aller Etappen
des Wahlsystems zuständige Oberste Wahlrat
(CSE) internationale Organisationen ein, Beobach-
tungsmissionen nach Nicaragua zu entsenden. Ins-
gesamt waren 27 Institutionen als offizielle Beob-
achter akkreditiert. Hervorzuheben sind hierunter
insbesondere die Organisation der Amerikanischen
Staaten (OAS), die Vereinten Nationen mit einer
Sondermission (ONUVEN) und der „Rat der frei-
gewählten Staatschefs“ des ehemaligen US-Präsi-
denten Jimmy Carter. Die Beobachtungsmissionen
wurden teilweise bereit» im April 1989 etabliert.
Dies ist ein absolutes Novum, denn gewöhnlich
kommen Beobachtermissionen nur zur allerletzten
Phase des Wahlkampfes und zum Tag der Stimmab-
gabe. Ebenfalls einzigartig war die Teilnahme der
Vereinten Nationen an der Beobachtung einer
Wahl in einem freien und souveränen Land: Die
Vereinten Nationen haben Wahlen sonst nur beob-
achtet in Fällen der Dekolonialisierung, wie z. B. in
Namibia.
UN und OAS brachten jeweils über 400 Wahlbeob-
achter ins Land. Ihre Operationen bildeten das
Rückgrat des Beobachtungssystems. Am Wahltag
selber befanden sich in Nicaragua schätzungsweise

über 4 000 Wahlbeobachter aus Europa, Nord- und
Südamerika. Diese internationale Wahlbeobach-
tung auch der Vorbereitungsphasen führte zu einer
Stärkung des obersten Wahlrats als Institution und
diente der ständigen Verbesserung seiner Arbeit.
Der oberste Wahlrat entwickelte ein sehr liberales
Reglement für die Arbeit von Wahlbeobachtungs-
missionen, das als vorbildlich anzusehen ist5).
Der zahlenmäßige Umfang der Wahlbeobachter
und der finanzielle Aufwand waren ungewöhnlich
und außergewöhnlich hoch. Er wurde aber von ni-
caraguanischer Seite als notwendig erachtet, um zu
verhindern, daß ausländische Gegner der sandini-
stischen Regierung, insbesondere die US-Regie-
rung, den Wahlen nachträglich die Gültigkeit abzu-
sprechen versuchten.

3. Der Wettkampf der Meinungsumfragen

Meinungsumfragen waren in Nicaragua generell bis
zum Jahre 1988 nicht durchgeführt worden. Sie wa-
ren sogar während der Zeiten des militärischen
Ausnahmezustandes genehmigungspflichtig. Inso-
fern gab es keine sozialwissenschaftlich gültigen Er-
fahrungen mit diesem Instrument.
Regierungspartei und Oppositionsbündnis UNO
gaben eine relativ große Zahl von Meinungsumfra-
gen in Auftrag, deren Ergebnisse sich häufig dia-
metral widersprachen. Sehr früh wurde allerdings
deutlich, daß ein erheblicher Teil der Wählerschaft
unentschieden war oder sich nicht klar äußern
wollte. Diese Gruppe umfaßte je nach Umfrage
25 bis 53 Prozent.
Da erkennbar die Meinungsumfragen nicht die
wirkliche Stimmung in der Wählerschaft widerge-
ben konnten, wurden sie von beiden Seiten dazu
benutzt, Stimmung für die eigene Sache zu machen.
Daß man nicht so recht an die Qualität der Befra-
gungsergebnisse glaubte, zeigte sich auch durch den
Grad der Überraschung über den Wahlsieg auf der
UNO-Seite und das Entsetzen über den Verlust der
Mehrheit auf der Seite der FSLN in der Wahlnacht.
Das deutliche Wahlergebnis von 54,7 Prozent zu
Gunsten der Präsidentschaftskandidatin der UNO-
Opposition überraschte selbst die Sieger.

V. Das Wahlergebnis

In der Endphase des Wahlkampfes war dieser zu-
nehmend inhaltsleer geworden. Beide Seiten ver-
suchten, der Wählerschaft ihren jeweiligen Slogan
einzuhämmern. „Todo serä mejor“ (alles wird bes-
ser) versicherten Daniel Ortega und sein Vizepräsi-
dent Sergio Ramirez. „UNO si puede“ (die UNO

wird’s packen) versicherten Violeta Chamorro und
ihr Parteienbündnis. Der Gehalt dieser Aussagen



wurde entscheidend beeinflußt von der politischen
Großwetterlage. Insofern hatten die veränderten
Verhältnisse in Osteuropa einen wesentlichen Ein-
fluß auf die Überzeugungskraft der Sandinisten in
wirtschaftlicher Hinsicht. Andererseits wurden die
wiederholten Unterstützungsangebote der Regie-
rung Bush an die Oppositionskandidatin weit ver-
breitet.
Genau in die Zeit des nicaraguanischen Wahlpro-
zesses von Februar 1989 bis Februar 1990 fielen die
Krisen des wirtschaftlichen Umbaus und der gesell-
schaftspolitischen Veränderungen in der Sowjet-
union, der DDR, der Tschechoslowakei und Bulga-
riens. Der Wahlbevölkerung war bekannt, daß
diese bislang quantitativ wichtigsten europäischen
Geberländer sich in Zukunft stärker auf die Sanie-
rung und Veränderung ihrer eigenen Volkswirt-
schaften konzentrieren würden. Wichtige westliche
Länder (insbesondere solche mit konservativen
Regierungen) ließen gleichzeitig erkennen, daß sie
zwar den Ausgang der Wahlen bei freier und fairer
Durchführung respektieren würden, substantielle
Hilfeleistungen aber erst nach Beendigung sehr
komplizierter Umschuldungsverhandlungen einlei-
ten würden. Insofern verlor der sandinistische Slo-
gan, daß alles mit einem Sieg der FSLN besser wer-
den würde, an Überzeugungskraft.

Die US-Regierung betonte hingegen wiederholt,
auch durch Präsident Bush selbst, daß bei Amtsan-
tritt einer Regierung Chamorro das 1985 von Präsi-
dent Reagan erlassene Handelsembargo gegen Ni-
caragua aufgehoben würde, und daß mehrere hun-
dert Mio. US-Dollar für eine nicht-sandinistische
Regierung zur Verfügung stünden. Die Kraft des
Dollars auf der Seite von Violeta Chamorro hatte
sich auch darin gezeigt, daß sie aus den USA zwei-
stellige Millionensummen zur Unterstützung ihrer
Kampagne erhielt. Insofern war der Wahlslogan
der UNO für viele Wähler leichter einsehbar.

Diese politische Situation schlug sich in Wahlergeb-
nissen6 ) nieder, die in Tabelle 1 dokumentiert sind.
Trotz der eindeutigen Mehrheit für die UNO in
Prozenten und in bezug auf die Zahl der Sitze in der
Nationalversammlung wird deutlich, daß Verfas-
sungsänderungen ohne die Beteiligung der FSLN
mit ihren fast 41 Prozent nicht möglich sind, da
hierfür 60 Prozent benötigt werden. In bezug auf
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die Stärke der politischen Fraktionen hat der FSLN
einen großen Vorsprung als stärkste Einzelkraft
behalten, denn die nächstgrößere Partei, die kon-
servative APC ist nur mit sechs Abgeordneten ver-
treten, alle anderen 13 Parteien der UNO-Koali-
tion mit noch weniger Kandidaten.

Interessant ist der hohe Zuwachs an tatsächlich ab-
gegebenen Stimmen (vgl. Tabelle 2). Bei der Ana-
lyse der Zahlen des Wahlergebnisses zeigt sich, daß
die abgegebenen Stimmen um fast 30 Prozent ge-
genüber 1984 angestiegen sind, während bei den
Einschreibungen ein Plus von etwa 13 Prozent zu
registrieren ist, was sich teilweise mit dem Bevölke-
rungszuwachs in den letzten sechs Jahren erklären
läßt. Die relativ starke Zunahme der abgegebenen
Stimmen scheint darauf hinzudeuten, daß nunmehr
auch Anhänger von Parteien des konservativen und
antisandinistischen Spektrums, die 1984 nicht kan-
didierten, eine größere Rolle spielten.

Würde man dem Ergebnis von 1990 die selbe
Stimmbeteiligung zugrunde legen wie 1984, so hat
der FSLN etwa ein Drittel seines Wählerpotentials
verloren. Die Gründe für den Umschwung in der
Wählergunst sind vielfältig. Allerdings kann es
wohl kaum an der Komplexität der Sachaussagen
oder der Qualität der Wahlprogramme gelegen ha-
ben, wie die Stimmabgabe ausging. Da sowohl die
Regierungspartei FSLN als auch die Oppositionsal-
lianz UNO zunehmend stärker Techniken der ver-
einfachten modernen Markenartikelwerbung ein-
setzten, fand eine Programmdiskussion nur in Krei-
sen von Parteikadern und politischen Aktivisten
statt. Entscheidender war vermutlich die anhaltend
schlechte ökonomische Situation des Landes sowie
die bis zum Ende der Regierung Ortega bestehende
Militärdienstpflicht.

Auf Seiten der FSLN war der Wahlkampf trium-
phalistisch geführt worden. Der Wahlkampfleiter
der FSLN. Bayardo Arce, sagte dem Autor in ei-
nem Gespräch im November 1989, daß man minde-
stens 70 Prozent der Stimmen erringen würde.
Diese Art von Selbstsicherheit führte nicht nur
dazu, daß viele der eigenen Wähler wegen des
scheinbar sicheren Erfolges zu Hause blieben, sie
erlaubte auch schwankenden Sympathisanten der
Sandinisten, eine Stimme des Tadels gegen die
FSLN und damit zugunsten der UNO abzugeben,
weil bei derartig positiven Vorhersagen eine Mehr-
heit für die Partei der nicaraguanischen Revolution
immer noch gewährleistet schien.

Wie die Wochen und Monate nach der Wahl zeig-
ten, war die Einheit der UNO-Koalition derart brü-
chig und die FSLN immer noch so stark, daß an ihr
vorbei nicht regiert werden konnte.
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Am meisten haben die Sandinisten ihre schärfsten
Kritiker dadurch überrascht, daß sie eine ehrliche
und freie Wahl abgehalten haben und das Ergebnis
als demokratische Verlierer akzeptierten. Das Er-
gebnis der Wahl bedeutet aber auch das definitive
Ende des Krieges in Nicaragua und die Entwaff-
nung der Contra.

Die Wahlen vom 25. Februar 1990 bilden den
Schlußpunkt und die getreue Erfüllung des Frie-

densplans von Esquipulas durch Nicaragua. In an-
deren Staaten der Region haben die kriegerischen
Auseinandersetzungen jedoch nicht aufgehört; die
Menschenrechtsverletzungen sind teilweise sogar
noch angestiegen. Auch hat es drei Jahre nach der
Unterschrift des Friedensplans keine „Friedensdivi-
dende“ für die Völker der Region in Form einer
verbesserten wirtschaftlichen Gesamtsituation und
einer gerechteren Verteilung der Einkommen gege-
ben. Letzteres gilt auch für Nicaragua.



Wilhelm Hofmeister

Chiles Weg zur Demokratie

Als in Chile am 11. März 1990 nach mehr als sech-
zehn Jahren autoritärer Regierung das Parlament
erstmals wieder zusammentrat und der neue Präsi-
dent Patricio Aylwin sein Amt übernahm, fand die
Zeremonie in dem noch nicht einmal halb fertigge-
stellten Kongreßgebäude in Valparaiso statt ). Von
dem Parlament bestand kaum mehr als die Fassade
— ein symbolträc

1

htiger Hinweis auf die Ausgangs-
tage der neuen Demokratie. Tatsächlich existieren
auch nach dem Amtsantritt der neuen Regierung in
Verfassung, Gesetzgebung und öffentlichen Institu-
tionen, in Staat und Gesellschaft weiterhin autori-
täre Strukturen, die erst in einem längeren und
umfassenden Reformprozeß zu überwinden sind.
Ganz bewußt betrachten daher die neue Regierung
und die sie stützenden Parteien die Wahlperiode
der kommenden vier Jahre als Übergangszeit, an
deren Ende die Konsolidierung einer erneuerten
chilenischen Demokratie stehen soll.

Die Aussichten des Demokratisierungsprozesses in
Chile sollen im folgenden erörtert werden. Im Mit-
telpunkt steht die Frage nach den wichtigsten Merk-
malen der politischen Entwicklung seit dem Regie-
rungswechsel vom 11. März. Darauf aufbauend

können einige Erwartungen hinsichtlich des weite-
ren Verlaufs der Demokratieentwicklung skizziert
werden. Zuvor sind jedoch die politischen und ge-
sellschaftlichen Bedingungen am Beginn des De-
mokratisierungsprozesses zu bedenken.

Kürzlich ist festgestellt worden: „Idealtypisch ge-
sprochen, vollzieht sich eine Demokratisierung als
Prozeß der Institutionalisierung offener politischer
Wettbewerbsbedingungen, in dem sich Gruppenin-
teressen generell der nach der umfassenden Aus-
weitung politischer Partizipationsmöglichkeiten
stark erhöhten Kontingenz artikulierbarer wie im-
plementierbarer Politikinhalte unterzuordnen ha-
ben.“2) Dieses Zitat weist auf die zentrale Bedeu-
tung der Einstellungen und des Verhaltens der ge-
sellschaftlichen und insbesondere politischen Ak-
teure hin, denen auch in anderen Analysen zur
Transformation autoritärer Regime für die Stabili-
sierung von Demokratie neuerdings eine im Ver-
gleich zu sozioökonomischen Aspekten stärkere
Bedeutung beigemessen wird3). Auch bei der Be-
trachtung und Beurteilung des chilenischen Falles
gilt es, diese Faktoren zu berücksichtigen.

I. Der Übergang zur Demokratie

In dem Anfang der achtziger Jahre einsetzenden
Zyklus der (Re-)Demokratisierung Lateinamerikas
ist Chile ein Nachzügler. Die Ursache dafür liegt in
der festen institutionellen Verankerung des am
11. September 1973 durch einen Putsch an die
Macht gekommenen Regimes. Erst die Niederlage
General Pinochets bei dem Plebiszit vom 5. Okto-
ber 1989 über eine achtjährige Verlängerung seiner
Präsidentschaft öffnete den Weg zur Durchführung

freier Wahlen4). In ihrem Vorfeld kam es im Juli
1989 zu einer Verständigung zwischen den Parteien
der demokratischen Opposition einerseits und der
Regierung und den Militärs andererseits über eine
Reform der 1980 zur Legitimierung des Regimes
geschaffenen Verfassung. Auch wenn diese nicht
substantiell geändert wurde, sondern lediglich zu-
künftige Reformen erleichterte, zeigte der erreichte
Konsens, daß eine Verständigung zwischen den
Vertretern und den Gegnern des autoritären Regi-
mes möglich geworden war. Das eröffnete die Aus-



sicht, daß auch nach den Wahlen ein Konsens über
Reformpolitiken erzielt werden könnte, zumal ei-
nerseits die Opposition nicht damit rechnen konnte,
im Parlament über die für Verfassungs- und Geset-
zesänderungen notwendigen Quoren zu verfügen,
und andererseits die politische Rechte ihre Vetopo-
sition nicht gegen den Mehrheitswillen des Volkes
für eine Obstruktionshaltung mißbrauchen durfte.
Die Oppositionsparteien hatten bereits vor dem
Plebiszit 1988 eine breite Allianz gegen Pinochet
gebildet, die 1989 in den aus 17 Mitgliedern beste-
henden „Zusammenschluß der Parteien für die De-
mokratie“ (Concertaciön por la Democracia) mün-
dete. Für ihr gutes Wahlergebnis war entscheidend,
daß sie trotz großer Differenzen und Rivalitäten
Mitte 1989 Übereinkommen in drei wichtigen
Punkten erzielten: Verabschiedung eines gemeinsa-
men Wahlprogramms, Aufstellung einer gemeinsa-
men Kandidatenliste und Ernennung eines gemein-
samen Präsidentschaftskandidaten in der Person
des Vorsitzenden der wichtigsten Oppositionspar-
tei, des Christdemokraten Patricio Aylwin.
Die politische Rechte, die jahrelang vom Autorita-
rismus zusammengehalten wurde, erwies sich zu
einem solchen Verständigungsprozeß als unfähig.
Den Pressionen des scheidenden Regimes und ein-
flußreicher Wirtschaftskreise folgend, ernannten
die wichtigsten Rechtsparteien „Renovaciön Nacio-
nal" (RN) und „Union Demöcrata Independiente"
(UDI) Hernan Büchi, den ehemaligen Finanzmini-
ster Pinochets, zu ihrem Kandidaten und gingen
eine Listenverbindung ein. Dritter Bewerber ohne
nennenswerten parteipolitischen Rückhalt, aber
mit um so stärker ausgeprägter populistischer Nei-
gung, war der Unternehmer Francisco Javier
Erräzuriz.
Patricio Aylwin war der eindeutige Wahlsieger, der
den Anteil der „Nein“-Stimmen gegen Pinochet aus
dem Vorjahr (55 Prozent) erreichte (vgl. Ta-
belle 1). Er hatte am glaubwürdigsten den Wunsch
der Mehrheit der Chilenen nach einer Demokrati-

sierung des Systems repräsentiert und überragte
seine Mitbewerber durch seine persönliche Integri-
tät und Kompetenz als Politiker bei weitem. Sein
Ansehen wirkte sich positiv aus auf das Abschnei-
den der „Concertaciön“ insgesamt.

Auch die Parlamentswahlen (vgl. Tabelle 2) konnte
diese Parteienvereinigung eindeutig für sich ent-
scheiden. Allerdings ist eine Mehrheit der Mandate
im Senat durch die von der Verfassung vorgesehene
und von der Opposition vergeblich abgelehnte Er-
nennung neun weiterer Senatoren durch das schei-
dende Regime zunichte gemacht worden. Das ver-
stärkt die Notwendigkeit zu einer blocküberwin-
denden Verständigung bei dem Gesetzgebungsver-
fahren und den beabsichtigten Verfassungsände-
rungen.

Insgesamt bestätigte das Wahlergebnis, daß sich das
politische Koordinatensystem nach mehr als
16 Jahren Autoritarismus nicht wesentlich verscho-
ben hat: Die vor 1973 für Chile charakteristische
Spaltung des Parteiensystems in drei etwa gleich
starke Blöcke hat sich wieder eingestellt, wobei das
Zentrum eindeutig von den Christlichen Demokra-
ten (PDC) besetzt wird. Diese gewannen allein 13
der 22 Senats- und 38 der 70 „Concertaciön“-Abge-
ordnetenmandate und verfügen damit in beiden
Kammern über jeweils ein Drittel der Sitze. Von
den übrigen Parteien hat lediglich die sozialistische
Sammlungspartei „Partido por la Democracia“
(PPD) eine relevante Mandatszahl errungen. Die
Parlamentssitze der rechten Listenverbindung „De-
mokratie und Fortschritt“ (Democracia y Progreso)
konzentrieren sich auf die zwei genannten Parteien;
die meisten Unabhängigen dieser Liste sind mittler-
weile der RN beigetreten. Daß diese Konstellation
Kompromisse nicht grundsätzlich erschwert, zeigte
sich in der ersten Parlamentssitzung, als es zu einer
blockübergreifenden Verständigung über die Be-
setzung der Vorstandspositionen in beiden Kam-
mern und die Ausschußvorsitze kam.



Das Wahlbündnis verschiedener Linksparteien
(Kommunistische Partei, Linkssozialisten, Linksra-
dikale, Christliche Linke), „Einheit für die Demo-
kratie“ (Unidad por la Democracia), konnte nicht
reüssieren und ist nach der Wahl aufgelöst worden;
die beiden Mandatsträger gehören der Sozialisti-
schen Partei an.

Bei der Regierungsbildung und der Ernennung der
neuen Spitzenfunktionäre in der staatlichen Ver-
waltung wurden die Zusammensetzung der „Con-
certaciön“ und das Abschneiden der einzelnen Par-
teien berücksichtigt. Das bedeutet, daß die Christ-
demokraten in Kabinett und Verwaltung eine
Mehrheit bilden, die anderen Parteien bei der Äm-
tervergabe aber auch zum Zuge kamen.

Aufmerksamkeit rief die Entscheidung Aylwins
hervor, die Junta-Mitglieder Matthei und Stange
zum Verbleib in ihren Ämtern als Oberkomman-
dierende der Luftwaffe bzw. der Polizei zu bitten.
Damit setzte der Präsident ein Signal für das künf-
tige Verhältnis zu den Uniformierten — zumal er
die Oberkommandierenden nicht entlassen kann.

Den beiden anderen Junta-Mitgliedern, Pinochet
und Merino, hat man den Rückzug nahegelegt,
doch nur Admiral Merino ist gegangen. Pinochet
dagegen blieb, wie es ihm die Verfassung zugesteht,
im Amt des Heereskommandeurs. Damit personifi-
ziert er die Persistenz des autoritären Erbes nur
allzu deutlich.



II. Das Erbe des Autoritarismus

Der Demokratisierungsprozeß wird vom Erbe des
autoritären Regimes nachhaltig beeinflußt und mit-
bestimmt. Das gilt sowohl für den institutioneilen
wie für den sozioökonomischen Bereich. Hinzu
kommen als zwei weitere Hinterlassenschaften von
besonderem Gewicht und besonderer Komplexität
die Aufarbeitung der Menschenrechtsverletzungen
und die Neugestaltung des Verhältnisses zwischen
ziviler Gesellschaft und den Streitkräften. Da diese
sich einen bleibenden Einfluß auf den politischen
Prozeß sicherten und die politische Macht mit dem
Bewußtsein aus den Händen gaben, ihre Mission
erfüllt und nicht nur eine neue, sondern auch eine
bessere Ordnung errichtet zu haben, muß jeder
Versuch eines grundlegenden politischen Wandels
die Position der Streitkräfte mitbedenken — und
das gilt zumal bei der Behandlung der Menschen-
rechtsproblematik.

1. Verfassung und institutionelle Ordnung

Zu den herausragenden Charakteristika des Mili-
tärregimes in Chile gehört die große Sorgfalt, die es
auf seine Legitimierung verwandte. Das ist Aus-
druck einer legalistischen Tradition, welche sich als
eines der besonderen Elemente der politischen Kul-
tur des Landes, interessanterweise schon kurz nach
dem Putsch von 1973, im Verhalten der Militärs
zeigte, als sie sich zur Rechtfertigung des Staats-
streiches auf die Verfassung und die darin angeblich
vorgesehene Notstandssituation beriefen5).

Herausragender Baustein bei der Konstruktion ei-
nes Rahmens der Legalität und Legitimität ist die
Verfassung von 1980, mit der die Umwandlung der
Militärdiktatur in ein autoritäres Regime vollzogen
wurde und die auch weiterhin den institutioneilen
Rahmen für den Demokratisierungsprozeß ab-
gibt6). Trotz der Reformen von 1989 enthält die
Verfassung eine Reihe autoritärer Elemente, die
wenig kompatibel sind mit den westlichen Vorstel-
lungen von repräsentativer Demokratie7). Solche
Elemente sind:

— die eingeschränkte Rolle des Parlaments im Hin-
blick sowohl auf die Regierungskontrolle als auch
auf die Gesetzesinitiative;

— die demgegenüber betont starke Stellung des
Präsidenten, der über seine weitgefaßten exekuti-
ven Rechte hinaus eine Reihe von Vorrechten im
Bereich der Gesetzgebung und auch der Justiz
(z. B. bei der Richterernennung) besitzt, so daß
von einer funktionierenden Gewaltenteilung kaum
gesprochen werden kann;

— die Festschreibung der Rolle der Streitkräfte als
Garanten der nationalen Sicherheit und der institu-
tionellen Ordnung sowie ihre weitgehende interne
Autonomie, die Ende 1989 in einem sogenannten
Verfassungs-Strukturgesetz noch verfestigt wurde;
— die Beteiligung der Streitkräfte an der politi-
schen Willensbildung über den „Nationalen Sicher-
heitsrat“, dessen Attribute in der Reform von 1989
etwas beschnitten und bei dessen Zusammenset-
zung wenigstens eine Parität zwischen Zivilisten
und Militärs eingeführt wurde;

— die in der Verfassung nicht vorgesehene kommu-
nale Selbstverwaltung und die Festlegung korpora-
tivistischer Partizipationsformen auf kommunaler
und regionaler Ebene, was u. a. dazu führte, daß
noch 1989 fast alle Bürgermeister von den von Mili-
tärs dominierten Gremien auf vier Jahre ernannt
wurden.

Auch wenn bei der Reform von 1989 die ursprüng-
lichen Bestimmungen hinsichtlich einer Zementie-
rung der Verfassungsnormen abgemildert und zu-
künftige Reformen etwas erleichtert wurden8), ist
dazu wegen der notwendigen Quoren eine Verstän-
digung mit der Rechten notwendig, die umso
schwieriger umzusetzen sein wird, je weniger Vor-
teile sich die heutigen Oppositionsparteien von ei-
ner Verfassungsänderung versprechen. Das gilt
z. B. für die Kommunalreform, die die Rechtspar-
teien im Parlament wohl nicht so rasch passieren
lassen werden.

Zur Beständigkeit der autoritären Strukturen trägt
bei, was das scheidende Regime insbesondere in
den Monaten zwischen Wahlen und Regierungs-
wechsel in Gesetzen festschrieb, um den Hand-
lungs-, Finanz- und Reformspielraum der neuen
Regierung einzuschränken9). Dazu gehört u. a.



— ein Verbot für das Parlament, Handlungen der
vorhergehenden Regierung zu untersuchen und zu
verurteilen;

— die Anordnung des Verkaufs einer Reihe genau
bezeichneter öffentlicher Unternehmen binnen
Jahresfrist und für die neue Regierung das Verbot
einer Einflußnahme auf die Verwaltung jener Un-
ternehmen;
— die Ausgabe eines Großteils des Staatbudgets für
1990 in den ersten Monaten des Jahres mit der
Folge eines Defizits in den sozialpolitisch sensiblen
Bereichen Gesundheit, Erziehung und Wohnungs-
bau;

— die Einführung einer weitgehenden institutionei-
len Autonomie und finanziellen Absicherung der
Streitkräfte.

Daneben überlebt der Autoritarismus noch in einer
ganzen Reihe von gesetzlichen Bestimmungen und
institutioneilen Arrangements, aber auch in den
Einstellungen der Akteure. Wo in den vergangenen
Jahren offene Diskussionen und ein frei ausgehan-
delter Interessenausgleich nicht existierten — sei es
in den Arbeitsbeziehungen, sei es an den Universi-
täten oder andernorts —, sind partizipative und
demokratische Strukturen verschüttet worden, die
nur allmählich wieder freigelegt werden können.

2. Die wirtschaftliche und soziale Situation

Neben der institutionellen Verankerung ihres Regi-
mes haben die chilenischen Militärs eine weitere
Besonderheit vorzuweisen: Anders als ihre Kolle-
gen in den Nachbarländern haben sie kein wirt-
schaftliches Chaos, sondern eine gesunde Volks-
wirtschaft hinterlassen. Das wurde in den vergange-
nen beiden Jahren auch von der damaligen Oppo-
sition anerkannt, die damit ihre frühere grundsätz-
lich kritische Einstellung gegenüber der Wirt-
schaftspolitik und dem dahinter stehenden Ord-
nungsmodell der Militärs allmählich korrigierte —
was ihr nicht zuletzt auch wahlpolitisch nutzte10).
Die Aufrechterhaltung der günstigen Wirtschafts-
entwicklung der vergangenen Jahre gehört heute zu

den parteiübergreifenden kollektiven Zielen in
Chile, wobei sich diese Übereinstimmung als funk-
tional erweisen kann für das Aneinanderrücken der
Blöcke und die Versöhnung im Hinblick auf andere
Fragen innerhalb der Gesellschaft.

1989 erlebte Chile das sechste Jahr eines beachtli-
chen Wirtschaftswachstums (vgl. Tabelle 3), das
zudem mit 8,5 Prozent einen bemerkenswerten Hö-
hepunkt erreichte. Der Exporterfolg der Chilenen
im nicht-traditionellen Bereich (Agrar- und Indu-
strieprodukte), der auch 1989 wiederholt werden
konnte, war in den vergangenen Jahren häufig Ge-
genstand anerkennender Kommentare. Dazu kam
nun eine Steigerung der internen Nachfrage nach
Konsum- und Investitionsgütern, die u. a. auf die
— mit Blick auf die Wahlentscheidungen der Jahre
1988 und 1989 — expansive Geldpolitik und eine
Reihe von Großinvestitionen zurückging. Auf Be-
schäftigung und Arbeitslöhne wirkte sich diese Ent-
wicklung insgesamt recht positiv aus, machte aber
schon Ende 1989 eine Anpassungspolitik zur Infla-
tionsbekämpfung notwendig, die Wachstumseinbu-
ßen 1990 zur Folge hatte ).11

Ihre Schattenseiten hat die chilenische Erfolgsstory
im sozialen Bereich. Nicht nur sind die Ausgaben
für Gesundheit, Erziehung und Wohnungsbau in
den letzten zehn Jahren gesunken; vielmehr ist die
Zahl der bedürftigen Personen und Familien in den
letzten Jahren kontinuierlich gestiegen und beträgt
mittlerweile ca. 40 Prozent der Gesamtbevölke-
rung. Der (Bruttosozialprodukt-)Kuchen ist zwar
größer geworden, doch wird er sehr ungleichmäßig
verteilt. Die unteren Einkommensempfänger ha-
ben nach der schweren Rezession von 1982/83 ihren
Lebensstandard von vor 1981 trotz anhaltenden
Wirtschaftswachstums noch nicht erreicht12). Ver-
schiedene Sektoren der Gesellschaft sahen daher
der neuen Regierung mit Erwartungen entgegen,
die trotz der günstigen makroökonomischen Aus-
gangslage nicht alle erfüllbar sind.



III. Ziele und Maßnahmen der Regierung
1. Reformabsichten der Regierungskoalition

Das ernsthafte Bemühen um konkrete programma-
tische Vorschläge für künftige Reformen kenn-
zeichnete die Haltung der Opposition in der Phase
der Wahlvorbereitung. Das im Juli 1989 vorge-
stellte gemeinsame Regierungsprogramm der Par-
teien der „Concertaciön“ spiegelte diese Absicht
wider13). Propagiert wurden hier drei zentrale
Ziele: die Demokratisierung des Landes und seiner
Institutionen durch Beseitigung dessen, was oben
als autoritäre Strukturen dargestellt wurde; die
Aufrechterhaltung der Rahmenbedingungen für
ein kontinuierliches Wirtschaftswachstum und auf
dieser Grundlage die Beseitigung der extremen Ar-
mut und die Herbeiführung von sozialer Gerechtig-
keit; die Förderung der Wahrheit hinsichtlich der
Menschenrechtsverletzungen als Grundlage von
Versöhnung und Gerechtigkeit. Trotz der betonten

Notwendigkeit zur Überwindung des Autoritaris-
mus in seinen verschiedenen Erscheinungsformen
und Auswirkungen zeichnet sich das Programm
durch gemäßigte Forderungen umd Reformvor-
schläge aus, womit man sowohl den Befürchtungen
eines abrupten Wandels als auch überzogenen Er-
wartungen vorbeugen wollte. Für den Bereich der
Menschenrechte gilt z. B. bei allen eventuellen Pro-
zessen mit Blick auf die Streitkräfte, daß die
„Schuldfähigkeit persönlich ist, und deshalb wird
man nicht die Institutionen, denen die eventuellen
Schuldigen angehören, zur Verantwortung zie-
hen“ 14). In ähnlicher Weise wird die Stabilität der
wirtschaftspolitischen, d. h. marktwirtschaftlichen
Spielregeln betont und werden die sozialpolitischen
mit den Wachstumszielen gekoppelt. Das Festhal-
ten an den im Rahmen der „Concertaciön“ verein-
barten Aufgaben und Zielen hat Präsident Aylwin
in einem Rechenschaftsbericht am 21. Mai noch
einmal deutlich gemacht15).



2. Reformstrategien der Regierung

Auch wenn es selbst für ein vorläufiges Urteil über
die seit dem 11. März in Gang gesetzten Reform-
politiken noch zu früh ist, sind die Strategien der
Regierung zur Verwirklichung einiger ihrer wichtig-
sten Ziele recht deutlich erkennbar.

a) Demokratisierung der Gesellschaft

Bei der Erweiterung der Partizipationsmöglichkei-
ten zur allmählichen Ersetzung des Autoritarismus
ist die angestrebte Wiederbelebung und Öffnung
von Basisorganisationsformen (Nachbarschaftsver-
einigungen, Mütterzentren etc.), die vom vorherge-
henden Regime für seine Zwecke instrumentalisiert
worden waren, von besonderer Bedeutung; ent-
sprechende gesetzliche Initiativen wurden in die
Wege geleitet. Das gleiche gilt für die Einführung
der kommunalen Demokratie. Beide Initiativen
fanden jedoch keine sofortige Zustimmung im Kon-
greß und können wohl erst nach längeren Diskus-
sionen und Änderungen der Vorlagen Gesetzes-
kraft erlangen. Ähnlich ergeht es den Initiativen zur
Schaffung eines staatlichen Frauen- und Jugend-
dienstes, bei denen nicht ganz klar wird, warum
derartige Initiativen zur Anregung von Partizipa-
tion vom Staat ergriffen werden müssen.

b) Wahrheit und Gerechtigkeit im Hinblick auf die
Menschenrechtsfrage

Nachdem der Präsident anläßlich seiner Amtsein-
führung zahlreiche politische Gefangene, die keiner
Gewaltakte beschuldigt wurden, amnestiert hatte,
wird vor allem auf zwei Wegen versucht, das Men-
schenrechtsthema aufzuarbeiten. Zum einen will
der Justizminister im Hinblick auf Menschenrechts-
verletzungen, aber auch auf terroristische Gewalt-
akte mittels einer Reihe von Gesetzesänderungen
sowohl neue Formen der Strafverfolgung als auch
der Amnestierung und Strafmilderung durchsetzen.
Das ist deshalb sehr schwierig, weil sich die Ansich-
ten der Parteien der Rechten und der Linken
bei aller Kompromißbereitschaft in dieser Frage
diametral entgegenstehen. Die Leichenfunde von
Opfern des Putsches sowie anhaltende terroristi-
sche Gewaltakte haben die Positionen beider Seiten
eher verhärtet. Zum anderen hat der Präsident im
April eine Kommission „Wahrheit und Versöh-
nung“ gegründet, die einen Bericht über die
schlimmsten Menschenrechtsverletzungen erstellen
und Maßnahmen zur Wiedergutmachung, zur Her-
beiführung von Gerechtigkeit und zur Prävention
empfehlen soll. Strafverfahren wird es gegen Täter
geben, die eindeutig identifizierbar sind. Denkbar
ist aber auch, daß nach Vorlage des Berichts der
Kommission ein Versöhnungsakt beschlossen wird,
der mit Blick auf die Zukunft die Spaltung der

Gesellschaft zu überwinden sucht. Auf keinen Fall
aber will sich die Regierung in ihrer Menschen-
rechtspolitik unter Druck setzen lassen.

c) Eingliederung der Streitkräfte in den politischen
Prozeß

War in den ersten Wochen der neuen Regierung
eine Unsicherheit der Streitkräfte über ihre neue
Rolle innerhalb des politischen Prozesses erkenn-
bar und gab es Friktionen zwischen dem Heer und
insbesondere General Pinochet einerseits und der
Regierung andererseits, die vor allem in dem (ge-
scheiterten) Widerstand gegen die Gründung der
Kommission „Wahrheit und Versöhnung“ sowie ei-
ner Erklärung des Heeres zur — aufgrund von Lei-
chenfunden neu entfachten — Menschenrechtsdis-
kussion zum Ausdruck kamen ), so hat dies mitt16 -
lerweile einer neuen Standortbestimmung Platz ge-
macht, in der die politische Führungsrolle der Re-
gierung anerkannt wird. Allerdings werden die
Streitkräfte ihre institutionelle Sonderrolle wohl
bewahren; Gesetzes- oder Verfassungsänderungen
zur Beschneidung der Rolle der Streitkräfte sind
vorerst nicht denkbar.

d) Stabilität der Wirtschaftsordnung

Der erste substantielle Kompromiß zwischen Re-
gierung und Opposition kam ausgerechnet über die
Steuerreform, sprich: Steuererhöhungen, zustande.
Ziel dieser Reform, die insbesondere eine Anhe-
bung der Unternehmenssteuem auf zehn Prozent
bzw. vorübergehend (1991 bis 1993) auf 15 Prozent,
eine Anhebung der Mehrwertsteuer von 16 auf
18 Prozent und eine Straffung der direkten Steuern
festlegte, ist die Erhöhung der Staatseinnahmen,
die in Sozialprojekte zugunsten der ärmsten Schich-
ten investiert werden sollen. Begleitet war diese
positive Entwicklung der Fiskalpolitik in den ersten
Monaten der Regierung von Wachstumseinbußen
aufgrund der erwähnten Anpassungsmaßnahmen
zur Inflationsbekämpfung. Die Zentralbank hatte
bereits Ende 1989 geldpolitische Maßnahmen, wie
z. B. eine Zinsanhebung getroffen, um die über-
hitzte Wirtschaft abzukühlen und die Inflation zu
drosseln. In Übereinstimmung mit der neuen Re-
gierung wurde diese Politik um den Preis eines ge-
ringeren Wirtschaftswachstums (1990: wahrschein-
lich drei, statt wie erwartet fünf Prozent) fortge-
setzt. Gleichwohl sind die mittelfristigen Erwartun-
gen günstig, wofür allein schon die hohen Investi-
tionen sprechen. Bemerkenswert ist schließlich,
daß es zwar eine Diskussion um die Instrumente der



Wirtschaftspolitik, nicht aber um den marktwirt-
schaftlichen Ordnungsrahmen gibt, der um einige
soziale Elemente zur Festigung einer „Sozialen
Marktwirtschaft“ erweitert werden soll.

e) Soziale Reformen und soziale Erwartungen
So sehr die damalige Opposition im Wahlkampf
von 1989 die sozialpolitischen Defizite des autoritä-
ren Regimes brandmarkte, so sehr hatte sie gleich-
zeitig vor übertriebenen Erwartungen gewarnt und
Sozialreformen von der Wirtschaftsentwicklung ab-
hängig gemacht. Die seit März in Gang gesetzten
Reformen zur Bekämpfung der extremen Armut
sowie in den sozialpolitisch sensiblen Bereichen Bil-
dung, Gesundheit und Wohnungsbau sollen mit den
zusätzlichen Einnahmen aus der Steuerreform so-
wie teilweise über Kredite aus der bi- und multila-
teralen Kooperation finanziert werden. Aufkei-
mendem sozialen Protest ist die Regierung bisher
entschlossen entgegengetreten17). Ihr Ziel ist es,
neben quantitativen vor allem qualitative Verbesse-
rungen im Sozialsystem einzuführen, wozu insbe-
sondere eine Vertiefung der administrativen De-
zentralisierung beitragen soll. Auch wenn sich die
ersten sozialpolitischen Maßnahmen auf die Erhö-

hung öffentlicher Zuschüsse in den genannten Be-
reichen konzentrieren, soll der Rückfall in einen
vom Staat mittelbar oder unmittelbar geförderten
Paternalismus vermieden werden.

Selbst wenn in der Wirtschafts- und Sozialpolitik
noch keine großen „Realisierungen“, wie Reform-
leistungen in Chile genannt werden, zu vermelden
sind, genießen Präsident und Regierung hohe Zu-
stimmung: Mitte Juni beurteilten 88 Prozent der
Chilenen den Präsidenten und 85 Prozent die Re-
gierung als gut bis sehr gut. Das dürfte u. a. Aus-
druck für das Vertrauen in die Kompetenz der Re-
gierung sein, die der Opposition bisher wenig An-
satzpunkte für Kritik bietet, und Resultat vor allem
der Konsequenz mit der Präsident Aylwin sein Amt
ausübt: Daß er den politischen Führungsanspruch
der Regierung gegenüber den Militärs und dem sich
anfangs wehrenden Pinochet durchsetzte und daß
er bei der Behandlung des Menschenrechtsthemas
verschiedene Interessen auszugleichen versteht, hat
Aylwin viel Zustimmung verschafft. Die Versöh-
nung der Chilenen ist für ihn nicht nur eine rheto-
rische Floskel, sondern — wie seine Gesten und
Handlungen beweisen — ein echtes Anliegen.
Darin liegt ein wesentlicher Beitrag für die Konso-
lidierung der Demokratie.

IV. Gesellschaft und Demokratie

Zu den herausragenden Charakteristika Chiles vor
1973 gehörte der hohe Grad politischer und gesell-
schaftlicher Organisation und Partizipation, der ei-
nen hohen Grad politischer und sozialer Mobilisie-
rung begünstigte — was schließlich in „Hypermobi-
lisierung“, politische Instabilität und den Zusam-
menbruch der Demokratie mündete18). Daß es
eine Wiederholung ähnlicher destabilisierender
Entwicklungen zu vermeiden gilt, daß die Erhal-
tung der Demokratie als eine gemeinsame Aufgabe
begriffen wird und daß dazu Kompromißbereit-
schaft notwendig ist, gehört zu den wiederholt be-
schworenen „Lektionen der Vergangenheit“19).
Bei der Umsetzung dieser Lektionen in politisches

und gesellschaftliches Handeln spielen Parteien,
Gewerkschaften und Unternehmer eine maßgebli-
che Rolle.

1. Parteien und Parteiensystem

Während des Autoritarismus haben nicht nur die
demokratischen Werte überlebt20), sondern auch
— wie das Wahlergebnis zeigte — die traditionelle
Teilung des politischen und Parteiensystems in drei
etwa gleich starke Blöcke. Gleichwohl zeichnen
sich im Parteiensystem Veränderungen ab. die den
Demokratisierungsprozeß mitprägen werden21 ).



Die politische Rechte ) wird im wesentlichen von22

zwei Parteien repräsentiert: der UDI als der maß-
geblichen Verteidigerin des früheren Regimes und
der „Renovaciön Nacional" (RN), die eine „wei-
che“ Linie vertritt und u. a. 1989 entscheidend am
Zustandekommen des Konsenses über die Verfas-
sungsreform beteiligt war. Trotz der Anstrengun-
gen zur Verbesserung ihrer Organisationsstruktur
wird RN auf die Rolle einer einflußreichen Minder-
heit beschränkt bleiben. Allein über die Bildung
einer Mitte-Rechts-Koalition könnte RN in Regie-
rungsverantwortung gelangen, doch ist eine solche
Konstellation mittelfristig eher unwahrscheinlich,
da RN weiterhin die Hinterlassenschaft des Autori-
tarismus verteidigt.

Das politische Zentrum wird dominiert von der
Christlich-Demokratischen Partei (PDC), die als
am besten organisierte Partei des Landes die Oppo-
sition gegen Pinochet anführte und heute den Prä-
sidenten und die Hälfte der Minister stellt23 ). Frü-
here hegemonistische Ansprüche hat der PDC
ebenso abgelegt wie seine übertriebene Ideologisie-
rung, die pragmatischeren Einstellungen Platz
machte. Aus den Konflikten lernend, die während
der Regierungszeit des ersten christlich-demokrati-
schen Staatspräsidenten Eduardo Frei (1964 bis
1970) zur Parteispaltung geführt hatten, bemüht
sich der PDC heute um eine Profilierung nicht in
Abgrenzung von, sondern durch die Identifizierung
mit der Regierung.

Die Linke wird heute geprägt von drei Kräften24 ):
der Sozialistischen Partei (PS), deren verschiedene
Fraktionen sich bald nach den Wahlen von 1989 mit
einigen kleineren Linksparteien vereinten; der
„Partei für die Demokratie“ (PPD), die als Sam-
melbecken der gemäßigten Linken entstand und
dem PDC seine Rolle als führende Kraft des politi-
schen Zentrums streitig zu machen versucht;
schließlich der Kommunistischen Partei (PC), die
offensichtlich noch immer über eine relativ gute
Basisorganisation verfügt, aber mittlerweile mit ei-
ner zunehmenden internen Dissidentenbewegung
fertig werden muß. Da die Kommunisten wohl
dauerhaft von einer Regierungsbeteiligung ausge-
schlossen bleiben und sich ihr Wählerpotential
merklich verringert hat, werden PS und PPD in
Zukunft das Erscheinungsbild der chilenischen Lin-
ken prägen, freilich — ebenso wie die Rechte —

kaum zu einer alleinigen Regierungsbildung in der
Lage sein.

Schon dieser kurze Überblick deutet an, daß sich
die frühere Parteienvielzahl verringert. Beeinflußt
wird diese Tendenz durch die gesetzlichen Bestim-
mungen, insbesondere durch das Wahlrecht, das
kleineren Parteien bewußt keine Chance läßt. Für
den politischen Prozeß hat dies zur Folge, daß sich
— wie schon vor Plebiszit und Wahlen — der poli-
tische Wettbewerb auf das Zentrum konzentriert,
und daß die wenigen großen Parteien trotz ihrer
Differenzen einen Konsens über die künftigen
Spielregeln und den Rahmen der Konfliktaustra-
gung etablieren25). Für die Stabilisierung des poli-
tischen Systems wird dies von entscheidender Be-
deutung sein.

Eine ähnlich funktionale Bedeutung kann eine wei-
tere Entwicklung haben, die nahezu alle Parteien
gleichermaßen betrifft: die Verselbständigung in-
termediärer Gruppen und Organisationen (Ge-
werkschaften, Berufsverbände), die vor 1973 ein-
deutig von den Parteien dominiert und nicht selten
als Foren zur Austragung zwischenparteilicher Ri-
valitäten mißbraucht wurden. Für die Lebensfähig-
keit von Demokratie sind funktionierende interme-
diäre Organisationen unverzichtbar. Ihre gesell-
schaftspolitischen Leistungen können durch grö-
ßere parteipolitische Unabhängigkeit möglicher-
weise noch gesteigert werden. Diese Chance zeich-
net sich zumindest im Gewerkschaftsbereich ab.

2. Gewerkschaften und Unternehmer

Gewerkschaften und Unternehmer sind auch in
Chile die klassischen Antipoden des Verteilungs-
kampfes, die von dem früheren Regime einseitig
benachteiligt bzw. bevorzugt worden waren. Ar-
beitsgesetzgebung und Steuerrecht machten die
Unternehmer zu der am meisten begünstigten
Gruppe, die über einen kaum übersehbaren und
kaum verhohlenen Einfluß verfügte ). Demgegen26 -
über spaltete die Regierung mit ihrer Arbeitsgesetz-
gebung die Gewerkschaftsbewegung und unter-
drückte regimekritische Gewerkschafter sowie Ge-
werkschaftszentralen27 ); ein Ausdruck dafür ist der
schwache Organisationsgrad der Arbeiter während
der Jahre des Autoritarismus (ca. 10 Prozent ge-
genüber ca. 30 Prozent in 1973).



Nach dem Regierungswechsel hat sich diese Situa-
tion keineswegs entscheidend verändert. Allerdings
verfügen die Gewerkschaften seither über einen
wesentlich größeren Handlungsspielraum, und sie
können einen großen Einfluß auf den Verlauf des
Demokratisierungsprozesses nehmen. Schließlich
zeigt die Erfahrung, daß Gewerkschaften den Mo-
ment des Aufbrechens eines autoritären Systems
häufig dazu benutzen, lange unterdrückte Forde-
rungen anzumelden. Eine damit einhergehende so-
ziale Mobilisierung kann den Prozeß der politischen
Öffnung jedoch wieder nachhaltig gefährden28).

In Chile scheint das nicht einzutreten. Die Gewerk-
schaften selbst haben maßgeblich dazu beigetragen.
Am 31. Januar 1990, d. h. noch vor dem Regie-
rungswechsel, unterzeichnete der wichtigste Ge-
werkschaftsdachverband „Central Unitaria de Tra-
bajadores“ (CUT) zusammen mit dem wichtigsten
Unternehmerverband ein Abkommen, das den
Rahmen der beiderseitigen Beziehungen ab-
steckte29 ). Beide Seiten anerkennen hier die Exi-
stenz freier Gewerkschafts- und Unternehmerorga-
nisationen sowie die Notwendigkeit eines perma-
nenten Dialogs, in dem sie Konflikte auf konstruk-
tive Weise behandeln wollen. Auf der Basis dieses
Dokuments hatte es in den folgenden Wochen und
Monaten permanente Gespräche über die von den
Gewerkschaften verlangten Änderungen der Ar-
beitsgesetzgebung gegeben (Modus der Tarifver-

handlungen, Arbeitsplatzsicherung, Streikrecht,
Erleichterung gewerkschaftlicher Organisationen
etc.). Die neue Regierung nahm nur sporadisch an
solchen Gesprächen teil, weil es ihre Absicht ist,
den Tarifparteien weitgehende Autonomie zuzusi-
chern und nur den Verhandlungsrahmen abzustek-
ken. Erst als Gewerkschaften und Unternehmer
keine Einigung über die Arbeitsreform erzielten,
ergriff die Regierung die Gesetzesinitiative, konnte
aber aufgrund fehlender Mehrheit im Senat nur in
einem Teilbereich einen Kompromiß herbeifüh-
ren.

Unabhängig von der Diskussion um die inhaltlichen
Bestimmungen des neuen Arbeitsrechts, lassen sich
im Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Unter-
nehmern einige Elemente beobachten, die schon
fast typisch für den Beginn des Demokratisierungs-
prozesses in Chile sind: Bereitschaft zu Versöhnung
und Konsens, die die Einstellungen der Akteure
kennzeichnet; Unerfahrenheit im Umgang mitein-
ander, was ein langsames Aufeinanderzugehen not-
wendig macht; Unsicherheit bei der Ausfüllung der
neuen Rollen, die der Regimewechsel mit sich
brachte; Geduld und Selbstbescheidung bei denen,
die Opfer des autoritären Regimes sind. Für die
Konsolidierung der Demokratie — und nur darum
geht es hier — sind das alles günstige Begleitum-
stände.

V. Perspektiven der

Die chilenische Demokratisierung verläuft fast
nach dem Lehrbuch. In der eingangs zitierten Stu-
die wird die Notwendigkeit einer kompromißberei-
ten Einstellung der Akteure betont, wobei „konsti-
tutive Pakte, die Demokratisierungsinhalte und
-grenzen definieren, eine herausragende Rolle spie-
len“30 ). Beide Konditionen sind in Chile erfüllt. Es
gibt nicht nur einen verbalen Konsensualismus,
sondern — das wurde zu zeigen versucht — es exi-
stiert eine Einstellung zugunsten von Kompromiß
und Versöhnung, die die natürlichen Interessenge-
gensätze zu überwinden sucht. Zudem bilden der
„Zusammenschluß der Parteien für die Demokra-
tie“ und das von ihnen erarbeitete Regierungspro-
gramm eine organisatorische, vor allem aber inhalt-
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liehe Grundlage, die den demokratiefördernden
Kräften eine gemeinsame Zielorientierung verleiht.
Auch wenn übrigens das Gebilde der „Concerta-
ciön“ nach den Wahlen von 1989 in seiner formalen
Substanz zerfiel, arbeiten die Parteien, die dieser
Allianz angehörten, im Parlament eng zusammen
und bilden das Rückgrat der Regierung. Versuche
zur formalen Wiederbelebung der „Concertaciön“
sind bisher allerdings am Egoismus der großen Par-
teien gescheitert, die bei aller Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit ihr eigenes Profil angesichts der für
1992 erwarteten Kommunalwahlen und der für
Ende 1993 vorgesehenen Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen stärken wollen. Gleichwohl wird
es insbesondere dann, wenn die Regierung erfolg-
reich ist, kaum eine andere Option als die Fortset-
zung der bisherigen Koalition geben. Andererseits
wäre eine Änderung in der Zusammensetzung der
Regierungskoalition zunächst nichts anderes als.
eine Bestätigung demokratischer Verfahren.
Zur Zeit lassen sich als weitere günstige Faktoren
für den Demokratisierungsprozeß nennen: die ins-



gesamt recht maßvollen Erwartungen und Ansprü-
che innerhalb der Gesellschaft im Hinblick auf so-
ziale oder wirtschaftliche Verbesserungen (hier hält
sicherlich die gute gesamtwirtschaftliche Lage der
Regierung den Rücken frei vor überbordendem
Protest); die lange demokratische Tradition des
Landes, an die selbst Streitkräfte und rechte Par-
teien anknüpfen wollen; die herausragende Persön-
lichkeit von Präsident Aylwin, der die Chilenen zu
vereinen versteht.

Dennoch darf nicht übersehen werden, daß noch
immer vielfach autoritäre Strukturen existieren, die
nur in mühsamen Verfahren zu verändern sind.
Hinzu kommt die Notwendigkeit, sich an Verfahren
und Umgangsformen wieder neu gewöhnen zu
müssen, die Demokratie prägen und gegleiten. Das
gilt für Regierung und Parteien gleichermaßen, die
in den ersten Wochen und Monaten zuweilen etwas

zu sensibel auf Dissens oder Kritik reagierten —
letztlich normale und notwendige Elemente demo-
kratischer Prozesse. Diese Sensibilität wird schon
deshalb nüchternen Einstellungen Platz machen
müssen, weil Kompromisse im Parlament und zwi-
schen Regierung und Opposition bei näherrücken-
den Wahlterminen schwerer zu erreichen sein wer-
den. Auch beeinträchtigen der 1990 spürbar größer
gewordene Inflationsdruck und die geringeren
Wachstumsaussichten die sozialpolitischen Mög-
lichkeiten der Regierung, so daß verschiedene
Gruppen etwas länger auf die Erfüllung ihrer sozia-
len Erwartungen warten müssen. Eine Erschütte-
rung des Demokratisierungsprozesses ist davon
gleichwohl nicht zu erwarten. Vielmehr besteht die
begründete Zuversicht, daß man in Chile auf dem
im März 1990 eingeschlagenen Weg zur Demokra-
tie erfolgreich weitergehen wird.



Heinrich Kreft: Ökonomische und politische Kooperation in Lateinamerika: Der Anden-
pakt

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/90, S. 3 — 15

Als Reaktion auf wirtschaftliche Wachstumsprobleme wurde 1960 die lateinamerikanische Freihandels-
zone (ALALC) gegründet, um das bisherige Entwicklungsmodcll (importsubstituicrende Industrialisie-
rung) auf eine breitere Basis zu stellen. Da die ALALC sich nur zu einem lockeren Handcisverbund
entwickelte, schlossen sich die Andenstaaten Ende der sechziger Jahre zu einer subregionalen Gemein-
schaft zusammen, in der sie ihr Ziel, die Integration für die eigene Entwicklung zu instrumentalisieren,
verwirklichen wollten. Das Abkommen von Cartagena (Chile, Bolivien, Peru, Ekuador, Kolumbien;
Venezuela trat später hinzu) erwies sich mit seinem Schwerpunkt auf Industrieprogrammen und mit spe-
ziellen Maßnahmen für die ärmeren Mitglieder als relativ progressive Integrationsinitiative. (Auch in
Zentralamerika und der Karibik entstanden in den sechziger und siebziger Jahren regionale Zusammen-
schlüsse.) Die Anfangserfolge waren beachtlich Der intraregionale Handel wuchs beträchtlich. Doch
schon bald zeigte sich, daß das Programm zu ambitiös angelegt war. Es fehlte auch am politischen Willen
zur Integration. 1980/81 stürzte der Andenpakt im Zuge der weltweiten Rezession in eine schwere Krise.
Vertragsverletzungen häuften sich und im Jahre 1983 erreichte der intraregionale Handel einen schweren
Einbruch. Der Pakt stand vor seiner Auflösung. Erst zum Ende der achtziger Jahre konnten sich die
Mitgliedstaaten zu einer Modifizierung des Vertragswerks durchringen und mit einem weniger ambitiösen
Regelwerk einen neuen Anlauf unternehmen, der bis 1999 in einen gemeinsamen Markt münden soll.
Die achtziger Jahre gelten gemeinhin als verlorene Dekade für Lateinamerika. Geringe Wachstumsraten,
Rückgang des Pro-Kopf-Einkommens, hohe Inflationsraten und die Verschuldungskrise waren die Kenn-
zeichen. Angesichts der schwindenden Bedeutung Lateinamerikas in der heutigen Welt werden regionale
Zusammenschlüsse derzeit als letzte Zukunftschance betrachtet; doch ohne hohe Wachstumsraten bei
Investitionen, Produktion und der Schaffung von Arbeitsplätzen werden sich die Lebensverhältnisse für
große Teile der Bevölkerung auch in diesem Jahrzehnt weiter verschlechtern.

Günther Maihold: Demokratie mit erhobenen Händen? Militär und demokratischer
Wandel in Lateinamerika
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/90, S. 17 — 29

*
Die Demokratisierung der politischen Herrschaft in Lateinamerika in den achtziger Jahren ist nunmehr in
die Phase der Konsolidierung der neuen Demokratien eingetreten. Allerdings ist zur Analyse des Militärs
als politischer Akteur eine genauere Betrachtung der Entwicklung zur Demokratie angezeigt, da in diesem
Zeitraum die entscheidenden Weichenstellungen für die weitere Rolle der Streitkräfte im politischen Pro-
zeß stattfanden.
Da das Militär in Lateinamerika schon immer eine weitgehende Integration in die nationale Gesellschaft
aufwies, ist die Betrachtung der zivilen/militärischen Beziehungen entscheidend, um die von den Streit-
kräften ausgehandelten Sonderrechte zu verstehen. Sowohl in der Frage der Verletzung der Menschen-
rechte als auch bezüglich der Garantie der eigenen Interessen konnte sich das Militär gegenüber den
demokratischen Regierungen erfolgreich behaupten. Heute erleben wir vielfach schon wieder den Ver-
such, aufgegebene Positionen wiederzuerlangen, so daß die These, es habe sich beim Übergang zur
Demokratie auch um einen taktischen Rückzug des Militärs gehandelt, erhärtet wird.
Angesichts der Überlastung der demokratischen Regierungen mit ökonomischen Problemen, haben sie
keine systematische Militärpolitik entwickelt, sondern vor allem schnell einen modus vivendi mit dem
Militär gesucht, so daß die Binnenstruktur und die innere Organisation der Streitkräfte weitgehend unver-
ändert fortdauem konnte. Mit der Zuweisung neuer Funktionen an das Militär als Ordnungsmacht und im
Drogenkampf sind erste Schritte erfolgt, die es erneut zu einem dominanten politischen Akteur im poli-
tischen Leben Lateinamerikas werden lassen. Die zivile Kontrolle erweist sich damit eher als eine Ober-
flächenansicht, tatsächlich geraten trotz der früheren Diskreditierung des Militärs die Politiker Latein-
amerikas immer stärker in den Bannkreis militärischer Macht.



Clemens Rode: Der Friedensplan von Esquipulas und die Wahlen in Nicaragua. Ein Bei-
spiel der Lösung von Regionalkonflikten

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/90, S. 31—43

1987 haben die Präsidenten der fünf zentralamerikanischen Länder Costa Rica, Guatemala, Honduras,
Nicaragua und El Salvador einen Friedensplan entwickelt, der eigenständige politische Lösungen zu den
bewaffneten Konflikten der Region ermöglichen sollte. In Anwendung dieses Plans fanden Verhandlungen
zwischen der sandinistischen Regierung und der bewaffneten Contra-Bewegung statt, die zu einem Waf-
fenstillstand, nicht aber zum Ende des Krieges in Nicaragua führten. Weitere politische Konzessionen und
insbesondere das Vorzichen der Wahlen auf den Februar 1990 sollten das definitive Kriegsende herbei-
führen. Die Wahlen gingen mit dem Sieg einer aus 14 Parteien gebildeten Oppositionskoalition aus.
Es werden die wesentlichen Elemente des Friedensplans und seine Auswirkungen auf die Situation in
Nicaragua analysiert. Insbesondere werden die komplexen Verhandlungen zwischen Rebellenbewegung
und Regierung dargestellt. Dabei war auch zu berücksichtigen, daß die US-Regierung unter Präsident
Reagan in seinen beiden Amtszeiten der militärischen Option zur Beseitigung der sandinistischen Regie-
rung den Vorzug gab.
Um eine allgemeine Anerkennung des Wahlprozesses und des Wahlergebnisses zu erreichen, waren kom-
plizierte Abstimmungen zur Wahlgesetzgebung und -Überwachung notwendig. Der Zeitraum vor der Wahl
und der Wahlkampf wurden in bisher nicht gekanntem Maße von internationalen Beobachtermissionen
begleitet, die den Sieg der bürgerlichen Opposition über die bisherige Regierungspartei FSLN erlebten als
Ergebnis eines fairen und korrekten Wahlgangs.

Wilhelm Hofmeister: Chiles Weg zur Demokratie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/90, S. 44—54

Mit den Wahlen vom 14. Dezember 1989 sowie dem Amtsantritt von Präsident Aylwin und der Wieder-
eröffnung des Parlaments am 11. März 1990 begann in Chile nach mehr als 16 Jahren Autoritarismus eine
Etappe des Übergangs zur Demokratie. Trotz des Regimewechsels bestehen in Verfassung, Gesetzgebung
und staatlichen Institutionen, in Wirtschaft und Gesellschaft autoritäre Strukturen fort, die erst in einem
längeren und umfassenden Reformprozeß zu überwinden sind. Von besonderer Bedeutung ist daneben die
Neudefinition des Verhältnisses zwischen ziviler Gesellschaft und Militärs sowie die Förderung von Wahr-
heit und Gerechtigkeit im Hinblick auf die Menschenrechtsverletzungen.
Der von dem Christlichen Demokraten Patricio Aylwin angeführten und sich auf ein breites Bündnis
ehemaliger Oppositionsparteien stützenden Regierung scheint es zu gelingen, die komplexen Probleme zu
lösen. Die politische Vorherrschaft der Regierung vor den Militärs ist durchgesetzt; hinsichtlich der Men-
schenrechtsverletzungen wird die Versöhnung zwischen den Chilenen angestrebt; das Festhalten an den
Grundsätzen der bisherigen Wirtschaftspolitik wird von maßvollen Sozialprogrammen ergänzt. Auch wenn
die Regierungskoalition im Senat keine Mehrheit hat, was die Verabschiedung von Reformgesetzen
erschwert, überwiegt auf Seiten der politischen und gesellschaftlichen Akteure eine Haltung zugunsten von
Konsens und Kompromiß. Auf dieser Grundlage wird die Anpassung der politischen Institutionalisierung
an die Partizipationserwartungen der gesellschaftlichen Gruppen und damit insgesamt eine Konsolidierung
der Demokratie in Chile möglich sein.


